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22.12.2025 

 
 

Stellungnahme zum Bescheid über die Festsetzung und Erhebung  

eines Straßenbaubeitrages 

 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

mit der beigefügten Postsendung ist Ihnen ein Bescheid zur Erhebung eines 
Straßenbaubeitrages zugesandt worden. Bitte beachten Sie, dass die Stadt 
Wuppertal diesen Beitrag auf der Grundlage des Kommunalabgabengesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) formal zunächst erheben muss. 
Für den letztlich ungünstigen Zeitpunkt in diesem Jahr kann ich mich im Na-
men der Verwaltung nur entschuldigen. 

Grundlage ist, dass für Baumaßnahmen, die zwischen dem 01.01.2018 bis ein-
schließlich 31.12.2023 von den Kommunen beschlossen wurden, die Straßen-
baubeiträge ausdrücklich nicht abgeschafft wurden. Die Kommune muss dem-
nach für bauliche Maßnahmen im oben genannten Zeitraum die anteiligen 
Kosten auf der Grundlage des KAG NRW bei den Eigentümerinnen und Eigen-
tümern formal einfordern. Diese Kosten würden normalerweise im Rahmen ei-
ner Förderung des Landes NRW durch die NRW-Bank vollständig übernom-
men. 

Nicht jedoch im vorliegenden Fall. Die Sie betreffende bauliche Maßnahme er-
füllt ausdrücklich nicht die durch den Fördergeber (Land NRW) vorgegebenen 
aktuellen Kriterien.  Dazu hätte die Maßnahme auf Basis eines zuvor beschlos-
senen Straßen- und Wegekonzeptes durch die Gremien (Rat der Stadt bzw. 
Ausschüsse) beschlossen bzw. etatisiert werden müssen. Nur dann können 
diese Kosten im Rahmen der vorliegenden Förderung berücksichtigt werden. 
Dies ist jedoch in Ihrem Fall bedauerlicherweise nicht zutreffend! Diese Vor-
gabe der Förderrichtlinie des Landes NRW kann durchaus als praxisfremd an-
gesehen werden.  
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Insofern bestand zunächst von Seiten der Verwaltung – im Übrigen auch von Verwaltungen an-
derer Städte - die berechtigte Hoffnung, dass die Förderrichtlinie des Landes NRW noch im Ver-
lauf des Jahres geändert werden könnte, um möglichst darauf zu verzichten, dass die Eigentü-
mer*innen die Beiträge bezahlen müssen. Die dazu notwendige Änderung der Förderrichtlinie 
konnte jedoch - trotz intensiver Bemühungen - nicht bewirkt werden, so dass diese Beiträge nun-
mehr kurzfristig bis Ende dieses Jahres zu erheben sind. 

Bitte beachten Sie, dass Sie durch einen Widerspruch, innerhalb der genannten Frist von einem 
Monat ab Zustellung, die Verwaltung in die Lage versetzen, weiterhin auf eine Änderung der För-
derbestimmungen bei der Landesregierung zu drängen. Sofern Sie den geforderten Beitrag un-
mittelbar zahlen wollen, beachten Sie bitte das erweiterte Zahlungsziel von drei Monaten. 

Sollten Sie hingegen Widerspruch einlegen, hätte die Verwaltung zunächst über Ihren Wider-
spruch gem. § 75 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) in "angemessener" Frist zu entschei-
den. Nach Prüfung würde Ihnen zu einem späteren Zeitpunkt ein abschließender Widerspruchs-
bescheid zugesandt.  

Bitte beachten Sie jedoch in diesem Zusammenhang, dass der Widerspruch leider zunächst gem. 
§ 80 VwGO keine aufschiebende Wirkung hat, so dass die Zahlung weiter mit Ablauf des Zah-
lungsziels fällig würde. Die Verwaltung stellt jedoch in Aussicht, säumige Zahlungen für eine 
Übergangsfrist womöglich nicht zu mahnen. Diese „weitere“ Frist würde die Verwaltung zusätz-
lich in die Lage versetzen auf die Landesregierung einzuwirken, diese praxisferne Förderbestim-
mung zu ändern.  

Unterstellt, dass die Verwaltung trotzdem keine Einigung mit dem Fördergeber (Land NRW) er-
zielen könnte, stünde es Ihnen zusätzlich offen, gegen die Entscheidung der Widerspruchsbe-
hörde gem. § 74 VwGO, innerhalb eines Monats nach Zustellung des Widerspruchsbescheides, 
eine Klage beim Verwaltungsgericht zu erheben. 

Die Verwaltung ist gerne bereit, Ihnen nach vorausgegangener Terminvereinbarung ausdrück-
lich auch eine Beratung zu Ihrem konkreten Fall anzubieten.  

Kontaktdaten:  Frau Miriam Roßbach, Tel.: 0202 / 563 5895  
Mail: Miriam.Rossbach@stadt.wuppertal.de 

Leider ist jedoch nicht auszuschließen, dass die Verwaltung am Ende trotzdem die hier in Rede 
stehenden Beiträge erheben muss. Hier setzt der Gesetzgeber, im vorliegenden Fall das Land 
NRW, unseren Bemühungen ausdrücklich Grenzen.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
In Vertretung 

 

 

 

 

Ohrndorf 
Beigeordneter 


